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künfte aus unbeweglichem Vermögen, das der Ausübung einer 
selbständigen Arbeit dient.

Artikel 7 
Unternehmensgewinne

1. Gewinne eines Unternehmens eines Vertragstaates kön­
nen nur in diesem Vertragstaat besteuert werden, es sei denn, 
das Unternehmen übt seine Tätigkeit im anderen Vertrag­
staat durch eine dort gelegene Betriebstätte aus. Übt das Un­
ternehmen seine Tätigkeit auf diese Weise aus, so können 
die Gewinne des Unternehmens im anderen Vertragstaat be­
steuert werden, jedoch nur insoweit, als sie dieser Betrieb­
stätte zugerechnet werden .können.

2. Übt ein Unternehmen eines Vertragstaates eine Tätig­
keit im anderen Vertragstaat durch eine dort gelegene Be­
triebstätte aus, so werden vorbehaltlich des Absatzes 3 in 
jedem Vertragstaat dieser Betriebstätte Gewinne zugerech­
net, die sie hätte erzielen können, wenn sie eine gleiche oder 
ähnliche Tätigkeit unter gleichen oder ähnlichen Bedingun­
gen als selbständiges Unternehmen ausgeübt hätte und im 
Verkehr mit dem Unternehmen, dessen Betriebstätte sie ist, 
völlig unabhängig gewesen wäre.

3. Bei der Ermittlung der Gewinne einer Betriebstätte wer­
den die für diese Betriebstätte entstandenen Aufwendungen, 
einschließlich der Geschäftsführungs- und allgemeinen Ver­
waltungskosten, zum Abzug zugelassen, gleichgültig, ob sie 
in dem Staat, in dem die Betriebstätte liegt, oder anderswo 
entstanden sind. Solche Abzüge werden jedoch nicht zugelas­
sen in bezug auf Beträge, die eventuell (mit Ausnahme der 
Rückerstattung tatsächlicher Kosten) von der Betriebstätte 
an die Hauptgeschäftsstelle des Unternehmens oder an eine 
seiner anderen Geschäftsstellen in Form von Lizenzgebüh­
ren, anderer Gebühren oder ähnlicher Zahlungen für die Nut­
zung von Patenten oder anderer Rechte oder in Form von 
Provisionen für besondere Dienste oder für Geschäftsleitungs­
tätigkeit oder, mit Ausnahme eines Bankunternehmens, in 
Form von Zinsen auf Gelder, die' der Betriebstätte geliehen 
wurden, gezahlt werden. Gleichermaßen werden Ijei der Er­
mittlung der Gewinne einer Betriebstätte die Beträge nicht 
berücksichtigt (mit Ausnahme der Rückerstattung tatsächli­
cher Kosten), die die Betriebstätte der Hauptgeschäftsstelle 
des Unternehmens oder einer seiner anderen Geschäftsstellen 
in Rechnung stellt, in Form von Lizenzgebühren, anderer Ge­
bühren oder ähnlicher Zahlungen für die Nutzung von Pa­
tenten oder anderer Rechte oder in Form von Provisionen für 
besondere Dienste, für Geschäftsleitungstätigkeit oder, mit 
Ausnahme eines Bankunternehmens, in Form von Zinsen auf 
Gelder, die der Hauptgeschäftsstelle des Unternehmens oder 
einer seiner anderen Geschäftsstellen geliehen wurden.

4. Soweit es in einem Vertragstaat üblich ist, die einer Be­
triebsstätte zuzurechnenden Gewinne durch Aufteilung der 
Gesamtgewinne des Unternehmens auf seine einzelnen Teile 
zu ermitteln, schließt Absatz 2 nicht aus, daß dieser Vertrag­
staat die zu besteuernden Gewinne nach der üblichen Auf­
teilung ermittelt; die gewählte Gewinnaufteilung muß je­
doch derart sein, daß das Ergebnis mit den Grundsätzen die­
ses Artikels übereinstimmt.

5. Auf Grund des bloßen Einkaufs von Gütern oder Waren 
durch die Betriebstätte für das Unternehmen wird einer Be­
triebstätte kein Gewinn zugerechnet.

6. Bei der Anwendung der Absätze 1 bis 5 sind die der Be­
triebstätte zuzurechnenden Gewinne jedes Jahr auf dieselbe 
Art zu ermitteln, es sei denn, daß ausreichende Gründe dafür 
bestehen, anders zu verfahren.

7. Gehören zu den Gewinnen Einkünfte, die in anderen 
Artikeln dieses Abkommens behandelt werden, so werden die 
Bestimmungen jener Artikel durch die Bestimmungen dieses 
Artikels nicht berührt.

Artikel 8 
Seeschiffahrt und Luftfahrt

1. Gewinne aus dem Betrieb von Seeschiffen oder Luftfahr­
zeugen im internationalen Verkehr können nur in dem Ver­

tragstaat besteuert werden, in dem sich der Ort der Hauptge­
schäftsstelle (d. h. der Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung) 
des Unternehmens befindet.

2. Befindet sich der Ort der Hauptgeschäftsstelle (d. h. der 
Ort der tatsächlichen Geschäftsleitung) eines Unternehmens 
der Seeschiffahrt an Bord eines Schiffes, so gilt er als in dem 
Vertragstaat gelegen, in dem der Heimathafen des Schiffes 
liegt, oder, wenn kein Heimathafen vorhanden ist, in dem 
Vertragstaat, in dem die Person ansässig ist, die das Schiff 
betreibt.

3. Absatz 1 gilt auch für Gewinne aus der Beteiligung an 
einem Pool, einer Betriebsgemeinschaft oder einer interna­
tionalen Betriebsstelle.

Artikel 9 
Verbundene Unternehmen

Wenn
a) ein Unternehmen eines Vertragstaates unmittelbar oder 

mittelbar an der Geschäftsleitung, der Kontrolle oder 
dem Kapital eines Unternehmens des anderen Vertrag­
staates beteiligt ist oder

b) dieselben Personen unmittelbar oder mittelbar an der 
Geschäftsleitung, der Kontrolle oder dem Kapital eines 
Unternehmens eines Vertragstaates und eines Unter­
nehmens des anderen Vertragstaates beteiligt sind

und in diesen Fällen die beiden Unternehmen in ihren kauf­
männischen oder finanziellen Beziehungen an vereinbarte 
oder auferlegte Bedingungen gebunden sind, die von denen 
abweichen, die unabhängige Unternehmen miteinander ver­
einbaren würden, so dürfen die Gewinne, die eines der Un­
ternehmen ohne diese Bedingungen erzielt hätte, wegen die­
ser Bedingungen aber nicht erzielt hat, den Gewinnen dieses 
Unternehmens zugerechnet und entsprechend besteuert wer­
den.

Artikel 10 
Dividenden

1. Dividenden, die eine in einem Vertragstaat ansässige Ge­
sellschaft an eine im anderen Vertragstaat ansässige Person 
zahlt, können im anderen Vertragstaat besteuert werden.

2. Diese Dividenden können jedoch auch in dem Vertrag­
staat, in dem die die Dividenden zahlende Gesellschaft ansäs­
sig ist, nach dem Recht dieses Vertragstaates besteuert wer­
den; die Steuer darf aber, wenn der Empfänger der Dividen­
den der Nutzungsberechtigte ist, zehn Prozent des Bruttobe­
trages der Dividenden nicht übersteigen. Dieser Absatz 
berührt nicht die Besteuerung der Gesellschaft in bezug auf 
die Gewinne, aus denen die Dividenden gezahlt werden.

3. Der in diesem Artikel verwendete Ausdruck „Dividen­
den“ bedeutet Einkünfte aus Aktien oder anderen Rechten — 
ausgenommen Forderungen — mit Gewinnbeteiligung sowie 
aus sonstigen Gesellschaftsanteilen stammende Einkünfte, 
die nach dem Recht des Staates, in dem die ausschüttende 
Gesellschaft ansässig ist, den Einkünften aus Aktien steuer­
lich gleichgestellt sind.

4. Die Absätze 1 und 2 sind nicht anzuwenden, wenn der 
in einem Vertragstaat ansässige Nutzungsberechtigte im an­
deren Vertragstaat, in dem die die Dividenden zahlende Ge­
sellschaft ansässig ist, eine gewerbliche Tätigkeit durch eine 
dort gelegene Betriebstätte oder eine selbständige Arbeit 
durch eine dort gelegene feste Einrichtung ausübt und die 
Beteiligung, für die die Dividenden gezahlt werden, tatsäch­
lich zu dieser Betriebstätte oder festen Einrichtung gehört. 
In diesem Fall ist Artikel 7 bzw. 14 anzuwenden.

5. Bezieht eine in einem Vertragstaat ansässige Gesellschaft 
Gewinne oder Einkünfte aus dem anderen Vertragstaat, so 
darf dieser andere Vertragstaat weder die von der Gesell­
schaft gezahlten Dividenden besteuern, es sei denn, daß diese 
Dividenden an eine im anderen Vertragstaat ansässige Per­
son gezahlt werden oder daß die Beteiligung, für die die Di­
videnden gezahlt werden, tatsächlich zu einer im anderen 
Vertragstaat gelegenen Betriebstätte oder festen Einrichtung


